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Die Nummer 42 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält Görke 


unter 


Nr. 2620 die Verordnung zur Ausführung des 
April 1891 und des Geſetzes, 
Gebrauchsmuſtern, vom 1. Juni Klein⸗Ußnitz. 


Patentgeſetzes vom 7. 
betreffend den Schutz von 
1891, vom 25. Oktober 1899; unter 


zu Klein⸗Ußnitz und dem dieſes Gehöft und den 
Judenberg verbindenden Höhenrande belegen ſind, 
werden zu einem Deichverbande vereinigt. Der Ver⸗ 
band bildet eine Korporation und hat ſeinen Sitz in 


8 2. Dem Verbande liegt ob, nach Maßgabe 


Nr. 2621 die Vereinbarung zwiſchen dem Deutſchen des Projektes des Wieſenbautechnikers Archinal vom 


Reich und Peru, 
Konſuln in Peru und der peruaniſchen Konſuln 
Deutſchland, vom 28. Juni 1897; und unter 

Nr. 2622 die Bekanntmachung, 


Abänderung des Verzeichniſſes der gewerblichen An⸗ 
bedürfen, 


lagen, welche einer beſonderen Genehmigung 
vom 31. Oktober 1899. 
Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Zentral⸗Behörden. 


Wir Wilhelm, 
von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


d 


Nachdem es für erforderlich erachtet worden, 
Beſitzer der Klein⸗Ußnitzer 


betreffend die Stellung der deutſchen 7. Januar 1899 am 


rechten Ufer des Ußnitzer Vor⸗ 
fluthkanals von der Roſenkranzer Grenze bis zum 
Gehöft des Beſitzers Görke unter Benutzung eines be⸗ 


in 


betreffend eine reits vorhandenen, am Judenberg beginnenden Sommer⸗ 


deiches zum Schutze gegen einen Waſſerſtand von 
6,50 m Pieckeler Pegelhöhe einen Damm von 11,5 m 
über Normal⸗Null — bei + 11,21 NN Höhe des 
Ueberlaufs — und 3 m Kronenbreite mit waſſerſeitig 
zweifacher, landſeitig anderthalbfacher, an der Ueber⸗ 
laufſtelle jedoch landſeitig mit vierfacher Böſchungs⸗ 
anlage ſowie einem mit ſelbſtthätiger Rückſtauſchleuſe 
verſehenen Röhrendurchlaß herzuſtellen und zu unter⸗ 
halten. 

§ 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter⸗ 
die haltung, werden von den Verbandsgenoſſen zur Hälfte 


Niederung auf dem rechten nach Maßgabe des Flächenraumes ihres im Verbands⸗ 


Ufer des Ußnitzer Vorfluthkanals behufs gemeinſamer gebiete belegenen Grundbeſitzes und zur Hälfte nach 


Anlegung und Unterhaltung eines Deiches zum Schutze 


gegen den Rückſtau des aus der Nogat in den 


nannten Kanal eindringenden Hochwaſſers zu einem Fläche 
Deichverbande zu vereinigen, und nachdem die geſetzlich 


vorgeſchriebene Anhörung der Betheiligten erfolgt 


genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes 
(Geſetz Sammlung Seite 54) 
SS 11 und 15 die Vildung eines Deichverbandes unter 


vom 28. Januar 1848 


dem Namen 
„Klein⸗Ußnitzer Deichverband“ 
und ertheilen demſelben das nachſtehende Statut. 
E 
markung Klein-Ußnig belegenen Ländereien, 
dem rechten Ufer des Ußnitzer 
dieſem Kanal, dem Judenberg, 
Ausgegeben in Marienwerder am 


Die Eigenthümer derjenigen in der Ge⸗ dieſes Zeitraumes 
welche auf dem Regierungs- 
Vorfluthkanals zwiſchen ſchwerde erhoben werden. Letzterer veranlaßt eine 
dem Gehöft des Beſitzers Unterſuchung der Beſchwerden durch einen Kommiſſar 
9. November 1899. 


Maßgabe der veranlagten Grundſteuer getragen. Je⸗ 
ge doch verbleibt eine am Durchlaß belegene 1 ba große 
des Beſitzers Görke beitragsfrei. 

Die Erhebung der zu den Zwecken des Verbandes 
erforderlichen Beiträge erfolgt auf Grund eines nach 
vorſtehenden Grundſätzen vom Verbandsvorſteher zu 
entwerfenden Kataſters. Daſſelbe muß während eines 
den Verbandsgenoſſen in ortsüblicher Weiſe bekannt 
zu machenden Zeitraumes von zwei Wochen in der 
Wohnung des Klein⸗Ußnitzer Gemeindevorſtehers zur 
Einſicht ſedes Betheiligten ausgelegt werden. Während 
kann gegen den Kataſterentwurf bei 
Präſidenten zu Marienwerder Bes 


iſt, 


W 


und entſcheidet demnächſt über ſie endgültig. Etwaige Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
durch unbegründete Beſchwerden entſtehende Koſten Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 


fallen dem Beſchwerdeführer zur Laſt. Gegeben Neues Palais, den 16. Oktober 1899. 
Nach Erledigung aller eingegangenen Beſchwerden (L. S.) gez. Wilhelm R. 

wird das Kataſter vom Regierungs⸗Präſidenten feſt⸗ ggez. Thielen. von Hammerſtein. Schönſtedt. 

geſtellt. Statut 
Die Fortſchreibung des Kataſters erfolgt auf des Klein⸗Ußnitzer Deichverbandes 

Antrag der Betheiligten nach Maßgabe der Fort⸗ im Kreiſe Stuhm. 

ſchreibung der Grundſteuerbücher. d 
$ 4. Für Helen Deichverband follen die durch Verordnungen und Bekanntmachungen 

Allerhöchſten Erlaß vom 14. November 1853 — Gef. der Provinzial⸗Behörden ze. 

S. S. 935 — eingeführten allgemeinen Beſtimmungen 2 Bekanntmachun 

„ E Seel g. 

für künftig zu erlafjende Deichſtatute Gültigkeit haben, Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 


ec Ce SE? vorſtehend oder in Folgendem ab⸗ Lehrers Semrau in Birglau zum Standesbeamten 
ende k in für den Standesamtsbezirk Birglau, Kreiſes Thorn, 


§ 5. Die Leitung der Verwaltung liegt dem ell des Rit beine Rüd⸗ 
Verbandsvorſteher ob, welcher nebſt einem Stellvertreter e Sa Rr 


von der General verſammlung auf ſechs Jahre gewählt h 8 
und vom Regierungs⸗Präſidenten beſtätigt wird. Wahl⸗ Danzig, 1 K 
kommiſſar iſt das erſte Mal der Klein⸗Ußnitzer Ge⸗ de R 

#) Landespolizeiliche Anordnung. 


meindevorſteher, ſpäter der Verbandsvorſteher. 0 ed 

Der Verbandsvorſteher erhält keine Remuneration, 8 E Ge E eee 
ſondern nur Erſatz baarer Auslagen. SCH F e 8 15 

$ 6. Ein Deichinſpektor wird nicht angeſtellt. Preubtigen Susfliptungsgefeges Bone en all, El 
Ebenſowenig bedarf es der Wahl von Deichgeſchworenen, lich 1 Zen SAS Sege 1 SE NC 
deren Obliegenheiten vom Verbandsvorſteher wahr. 1 5 D des ee e E 1 
zunehmen ſind. Kommen Arbeiten vor, die von einem Miniſters für Landwirthſchaft Weinen ande eg 
Bau⸗Sachverſtändigen veranſchlagt oder geleitet werden für den Regi bezirk N x ` [ 2 2 
müſſen, jo ift der Verbandsvorſteher ermächtigt, die⸗ ase eglerungs bezirk Marienwerder Folgendes be⸗ 
ſelben dem Kreisbaumeiſter zu Stuhm oder dem Deich⸗ SER 5 j 
inſpektor eines benachbarten Deichverbandes oder einem oli ee Gr SIE landes- 
benachbarten höheren Baubeamten der Weichjelftrone S ben fleiſch R 1 Ne „ 55 
bauverwaltung gegen beſonders zu vereinbarende Ver- Schweinefleiſch aus Rußland (Freiquantitäten, Tages⸗ 
lung zu übertragen. mundportionen) darf nur unter der Bedingung ſtatt⸗ 
9 5.7. Die Kaſſengeſchäfte bes Verbandes KÉ . daß die Einfuhr auf einer Zollſtraße und 
unentgeltlich ein von der Generalverſammlung aus ran ber EE eene $ SÉ des Vereins⸗ 
ihrer Mitte zu wählender Verbandsrentmeiſter. Ueber ch e en ee e e e e ehe 
dle Verpflichtung deſſelben zur Kautionsbeſtellung be⸗ Grentbezirks 6 d x find, f Kë daß SES Ke 
ſchließt die Generalverſammlung. e e ene „ eben Gaus- 

5 8. An die Stelle des Deichamtes tritt stellt nicht wehr als die geſetlich Der Söchftmenge 
Generalverſammlung der Verbandsgenoſſen. In der⸗ Sade hne l e e 
ſelben hat jeder Verbandsgenoſſe mindeſtens eine Stimme ſtraf eſetbuchs a nach 8 66 zu 1 des Nei 5 15555 
und niemand mehr als % der geſammten Stimmen. ö Ae gef s beſtraft 0 3 es Reichsvieh⸗ 
Im Uebrigen richtet ſich das Stimmenverhältniß nach eu 18 D tritt ſofort in Kraft 
Verhältniß der zu entrichtenden Beiträge und zwar N Pr Let? ben 27 "op d e, 
derart, daß auf je 1 ha Fläche und 1 Mark Grund⸗ Si, Nee de, 3.J ade E N 
ſteuer (vergleiche § 3) eine Stimme entfällt. 4) D e Zap deg 

er zum Steuerſatz von 12 Mark für das Jahr 

§ 9. In Betreff der Verbindlichkeit zur An⸗ 1899 ausgefertigte 
nahme und Verwaltung des Amtes des Verbands⸗ Wandergewerbeſchein Nr. 77 
vorſtehers und Verbandrentmeiſters finden die Be⸗ des Händlers Samuel Schiller in Kulm zum Handel 
ſtinmmungen über Gemeindewahlen (§ 65 der Land- mit Knochen, Fellen und altem Eiſen iſt angeblich ver⸗ 
gemeindeordnung vom 3. Juli 1891) analoge An- loren gegangen und wird hierdurch für ungültig erklärt. 
wendung. Marienwerder, den 24. Oktober 1899. 

§ 10. Aenderungen des vorſtehenden Statutes Königliche Regierung, 
können nur unter landesherrlicher Genehmigung nach Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
vorangegangener Anhörung der Generalverſammlung 
erfolgen. 
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1 im Falle wiederholten Anlaufens desſelben bei 
Beginn und Ende der Winterzeit im Sinne des der Berechnung des Hafengeldes nicht berück⸗ 
$ 1, während welcher das Winterhafengeld zu ſichtigt. 
entrichten iſt, werden jeweilig durch den König 2. Fahrzeuge, welche bereits in einem anderen ſtaat⸗ 
lichen Waſſerbauinſpektor beſtimmt und bekannt lichen Weichſelhafen mit gleichartigem Tarif oder 
gemacht. in dem Privathafen zu Graudenz Hafengeld für 
. Während des übrigen Theils des Jahres (Sommer: die ganze Winterzeit entrichtet haben, bleiben 
zeit) wird für die Benutzung des Hafens das bei der Berechnung des Culmer Hafens während 
Sommerhafengeld erhoben. Von Fahrzeugen, derſelben Winterperiode abgabenfrei. Iſt das 
welche nach Schluß der Winterzeit im Hafen in dem früher benutzten Hafen erlegte Hafengeld 
liegen bleiben, gelangt das Sommerhafengeld niedriger als das in dieſem Tarife für die ganze 
erſt vom 4. Tage ab ſeit Beginn der Sommer⸗ Winterzeit feſtgeſetzte, ſo wird der fehlende Be⸗ 
zeit zur Erhebung. trag nacherhoben; es iſt jedoch dem Führer des 
eh Fahrzeuges bei rechtzeitiger Anmeldung und Gr: 
Jeder Führer eines Fahrzeuges hat dieſes bis klärung freigeſtellt, die Entrichtung der Abgabe 
zum Schluſſe des zweiten Werktages nach dem nach Tagen zu wählen. Die in anderen Häfen 
Tage des Einlaufens in den Hafen der Abgaben⸗ zugebrachten Liegezeiten werden bei Berechnung 
hebeſtelle anzumelden. der Abgabe nach Tagen nicht berückſichtigt. 
Für die während der Winterzeit einlaufenden 3. Fahrzeuge, welche dem König, dem preußiſchen 
Fahrzeuge der im $ 1 unter A, B und C auf: Staate oder dem Deutſchen Reiche gehören oder 
geführten Gattungen haben die Führer innerhalb ausſchließlich für deren Rechnung befördert werden, 
der im Abſatz 1 feſtgeſetzten Friſt, ſofern ſie ferner Handkähne und kleinere Fahrzeuge, die zu 
nicht auf Grund der Beſtimmungen im § 4 Ab⸗ größeren gehören und mit dieſen im Hafen liegen, 


gabenfreiheit beanſpruchen, bei der Hebeſtelle ſind abgabenfrei. 

außerdem zu erklären, ob ſie die Abgabe für die . 

ganze Winterzeit ohne Rückſicht auf die Dauer Die zur Einziehung kommenden Abgabenbeträge 
des Aufenthalts oder nach der Anzahl der im werden auf volle fünf Pfennig nach oben abgerundet. 
Hafen zugebrachten Tage entrichten wollen. — 

Liegen derartige Fahrzeuge bereits zu Beginn Dieſer Tarif tritt am achten Tage nach ſeiner 
der Winterzeit im Hafen, fo läuft die Friſt für Veröffentlichung im Hafen in Kraft. 

die Erklärung am Schluſſe des dritten Tages Berlin, den 10. Auguſt 1899. 


der Winterzeit ab. Der Finanzminiſter. 
Verſäumt der Führer eines unter den Abſatz 2 Im Auftrage. 

fallenden abgabenpflichtigen Fahrzeuges die Friſt gez. Grandke. 

für die Erklärung, ſo hat er das ihm daſelbſt Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 

zugeſtandene Wahlrecht verwirkt und muß das Im Auftrage. 

Hafengeld nach dem Satze für die ganze Winter⸗ gez. Schultz. 

zeit entrichten. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
. Die Zahlung der Abgabe für die ganze Winter Im Auftrage. 

zeit wie auch derjenigen für die ganze Sommer⸗ gez. Hoeter. 

zeit hat im Voraus ſtattzufinden. Die nach S — 

Tagen zu entrichtende Abgabe, bei deren Be⸗ Die nach § 4 Abſatz 2 in Betracht kommenden 


rechnung die Tage des Einlaufens und des Aus⸗ſtaatlichen Weichſelhäfen find die Häfen zu Thorn, 

laufens voll in Anſatz gebracht werden, iſt nach⸗Kurzebrack und Dirſchau. 

träglich, jedoch vor dem Verlaſſen des Hafens Marienwerder, den 26. Oktober 1899. 

zu erlegen; bei längerem Aufenthalt im Hafen Der Regierungs⸗Präſident. 

iſt das tageweiſe berechnete Sommerhafengeld in c) Im Ußnitz Kanal im Kreiſe Stuhnt wird die 

Zeiträumen und nach Ablauf von je 30 Tagen Strecke von Brücke 1 bis zur Mündung des Kanals 

zu entrichten. bei Kittelsfähre mit Genehmigung des Herrn Minifters 
8 4. für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten und nach 

Von Fahrzeugen, die nach Entrichtung der Ab- Zuſtimmung des Herrn Chefs der Weichſel⸗Strombau⸗ 

gabe für die ganze Winter⸗ oder für die ganze verwaltung zum Laichſchonrevier erklärt. 

Sommerzeit den Hafen zu Culm verlaſſen, ihn Das vorbezeichnete Laichſchonrevier wird noch 

aber in derſelben Abgabenperiode wieder auf⸗ durch Aufſtellen von, mit der Aufſchrift „Laichſchon⸗ 

ſuchen, wird auf die Dauer der letzteren für die revier“ verſehenen Tafeln an den Endpunkten erkenn⸗ 

erneute Benutzung keine weitere Abgabe erhoben. bar gemacht werden. 

Die unter Entrichtung der Abgabe nach Tagen Hierbei mache ich noch beſonders darauf auf⸗ 

im Hafen früher zugebrachten Liegezeiten werden merkſam, daß nach $ 30 des Fiſchereigeſetzes vom 
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30. Mai 1874 (Geſetzſamml. S. 197 ff.) in Schon⸗ gleichem Werthe vorgelegt haben, ſo kann die 
revieren jede Art des Fiſchfanges, welche nicht für Jury, falls ſie es für recht und billig erachtet, 
Zwecke der Schonung oder andere gemeinnützige oder jeder dieſer Perſonen einen Theil des Preiſes 
wirthſchaftliche Zwecke von der Aufſichtsbehörde om: zuerkennen. 
geordnet oder geſtattet wird, unterſagt iſt. 3. Sollte keine der vorgelegten Erfindungen der⸗ 
Ferner muß nach § 31 a. a. O. in Laichſchon⸗ artigen Werth beſitzen, daß ſie des Preiſes würdig 
revieren die Räumung, das Mähen von Schilf und Gras, iſt, ſo kann die Jury jede und alle verwerfen; 
die Ausführung von Sand, Steinen, Schlamm u. ſ. w. aber gleichzeitig ſoll ſie ermächtigt ſein, die 
und jede anderweite, die Fortpflanzung der Fiſche ge⸗ konkurrirenden Erfinder durch ſolche Beträge zu 
fährdende Störung während der Laichzeit der vor⸗ entſchädigen, wie dies für rathſam erachtet wird. 
herrſchenden Fiſchgattungen unterbleiben, ſoweit es die Die weſentlichen Einzelheiten bezüglich dieſer 


Intereſſen der Vorfluth und der Landeskultur geſtatten. Preisbewerbung ſind zwiſchen dem Generalkommiſſar 
Jedoch iſt die Weichſel⸗Strombauverwaltung in der der Vereinigten Staaten für die Weltausſtellung zu 
Benutzung des Kanals und bei Bauten in ihm und Paris 1900 Herrn Ferdinand W. Peck und dem 
in der todten Nogat in keiner Weiſe zu behindern. franzöſiſchen Generalkommiſſar der Weltausſtellung von 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften werden, 1900 Herrn Alfred Picard vereinbart worden. 
ſoweit dieſelben nicht den Beſtimmungen des Straf⸗ Die Inſtruktionen für die Preisbewerber werden 
geſetzbuchs für das Deutſche Reich unterliegen, mit von der Jury mit der Sanktion und Genehmigung der 
Geldſtrafe bis zu 150 Mark oder Haft beſtraft. Behörden der franzöſiſchen Ausſtellung rechtzeitig aus: 
Marienwerder, den 26. Oktober 1899. gegeben und auf Anſuchen mitgetheilt werden. Zu⸗ 
Der Regierungs⸗Präſident. ſchriften ſind an die Mitglieder der Jury zu Paris 
7) Anthony Pollok⸗Gedächtuiß⸗Preis oder an Mr. Charles J. Bell, President of the 
für American Security and Trust Company, No. 1405 
die beſte Vorrichtung zur Rettung von Menſchenleben G street, Washington, District of Columbia, Ver. 
bei Seeunfällen. St. v A., zu richten. 
— — Marienwerder, den 31. Oktober 1899. 
Die Erben des bei dem Untergange des Dampfers Der Regierungs⸗Präſident. 
Bourgogne am 4. Juli 1898 verunglückten Herrn 8) Beſchluß. 
Anthony Pollok aus Waſhington, D. C, haben be⸗ Auf Grund des § 2 des Geſetzes über die Schon⸗ 
ſchloſſen, zu feinem Gedächtniß einen Preis zu ſtiften, zeiten des Wildes vom 26. Februar 1870 in Ver⸗ 
welcher die Bezeichnung „Anthony Pollok⸗Gedächtniß⸗ bindung mit § 107 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
Preis“ führen ſoll. r; 1. Auguſt 1883 wird für den Regierungs⸗Bezirk Ma⸗ 
Der Preis beſteht in einer Schenkung von rienwerder der Beginn der Schonzeit für Rebhühner 
100 000 Franks, welche dem Erfinder der beten Vor⸗ auf den 17. November 1899 feſtgeſetzt. 
richtung zur Rettung von Menſchenleben bei See⸗ Marienwerder, den 17. Oktober 1899. 
unfällen zugeſprochen werden ſoll. Zur Bewerbung Der Bezirksausſchuß zu Marienwerder. 
um den Preis iſt Jedermann zugelaſſen. 9 Polizei Verordnung 


Die gedachte Summe iſt gegenwärtig bei der betreffend 
American Security and Trust Company zu Waſhington, die Ueberweiſung min derwerthigen Fleiſches 
D. C., hinterlegt, deren Zuverläſſigkeit außer Frage auf die Freibank. 
ſteht, und wird an den erfolgreichen Bewerber aus⸗ Auf Grund der Së 5, 6 und 15 des Geſetzes 


gezahlt werden, nachdem die Entſcheidung von einer zu über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 und 
dem Zwecke ernannten Jury gefällt und dem Staats⸗ des § 143 des Geſetzes über die allgemeine Landes: 
ſekretär der Vereinigten Staaten durch den General: verwaltung vom 30. Juli 1883 wird hiermit unter 
kommiſſar der Vereinigten Staaten für die Weltausſtellung Zuſtimmung des Magiſtrats für den Umfang des 
von 1900 förmlich mitgetheilt ſein wird. Stadtbezirks Strasburg Wpr. nachſtehende Polizei⸗ 
Der ſeitens der Regierung der Vereinigten Staaten Verordnung erlaſſen: 
erwählte Preisrichter ift Lieutenant William S. Sims § 1. Im ſtädtiſchen Schlachthofe wird eine 
von der Flotte der Vereinigten Staaten, Marine⸗Attaché Verkaufshalle — „Freibank“ — zum Verkauf minder⸗ 


bei der amerikaniſchen Botſchaft zu Paris. werthigen, aber noch genußtauglichen Fleiſches errichtet. 
Bei der Fällung der Entſcheidung wird ſich die Die Freibank wird äußerlich als ſolche bezeichnet. 
Jury von folgenden Geſichtspunkten leiten laſſen: § 2. Der Freibank find alle bei der thier⸗ 


1. Es kann der ganze Betrag des Preiſes einer ärztlichen Unterſuchung für minderwerthig erklärten 
einzelnen Perſon zuerkannt werden, wenn deren Fleiſch⸗ und Eingeweidetheile im ſtädtiſchen Schlacht⸗ 
Erfindung hinreichend praktiſchen Werth und ge⸗ hofe geſchlachteten oder von auswärts zur Unterſuchung 
nügende Bedeutung hat, um die ausgeſetzte Be⸗ geſchlachtet eingeführten Thiere zu überweiſen. 
lohnung zu rechtfertigen. Minderwerthiges Fleiſch, welches nicht Eigenthum 

2. Sollten mehrere Perſonen Erfindungen von von Fleiſchern, Wurſtmachern, Fleiſchwaarenhändlern, 
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Saft, Schank⸗ und Speiſewirthen oder Inhabern von 
Penſionaten iſt, darf jedoch dem Eigenthümer gegen 
die ſchriftliche Erklärung, daß er es lediglich im eigenen 
Haushalte verwenden werde, mit dem Stempel „minder⸗ 
werthig“ verſehen, herausgegeben werden. 

§ 3. Zum Verkauf „vollwerthig“ abgeſtempelten 
Fleiſches darf die Freibank nicht benutzt werden. 

$ 4. Die Ueberweiſung auf die Freibank und 
die Beſtimmungen darüber, ob das Fleiſch in rohem 
oder gekochtem Zuſtande daſelbſt verkauft werden ſoll, 
erfolgt durch den Schlachthof-Inſpektor. Das der 
Freibank überwieſene Fleiſch iſt mit einem Stempel, 
welcher die Aufſchrift 

„Freibank Strasburg Wpr.“ 
trägt und ſich in der Form von den übrigen Fleiſch⸗ 
ſtempeln unterſcheidet, abzuſtempeln. 

5. Das der Freibank überwieſene Fleiſch iſt 
durch den Beſitzer oder auf deſſen Koſten unter Aufſicht 
der Schlachthofverwaltung in den zur vorläufigen Auf⸗ 
bewahrung ſolchen Fleiſches beſtimmten Raum zu ſchaffen. 
Bis zum Verkauf bleibt es in Verwahrung der 
Schlachthof⸗Verwaltung. 

Das Abkochen des Fleiſches, ſowie das Ausbraten 
des Fettes muß in dem ſtädtiſchen Schlachthofe er⸗ 
folgen. 

§ 6. Der von dem Beſitzer oder deſſen Be⸗ 
auftragten beſtimmte Preis für das minderwerthige 
Fleiſch, die Urſache der Minderwerthigkeit, die Gattung 
und das Geſchlecht des Thieres, von dem das Fleiſch 
herſtammt, wird mittels einer an der Freibank an⸗ 
zubringenden Tafel bekannt gemacht. 

7. Der Verkauf des Fleiſches findet unter 
Aufſicht der Schlachthofverwaltung ſtatt und zwar durch 
den Beſitzer, ſolange nicht beſondere Perſonen für dieſen 
Zweck angeſtellt werden. 

In letzteren Falle hat ſich der Eigenthümer des 
Fleiſches ausſchließlich dieſer Perſonen gegen Erſtattung 
der hierfür feſtzuſetzenden Gebühren zu bedienen. u 

§ 8. Die Verkaufszeiten werden durch den 
Schlachthofinſpektor feſtgeſetzt und auf Koſten der Eigen⸗ 
thümer des Fleiſches öffentlich bekannt gemacht. 

8 9. Mehr als 2 kg Fleiſch dürfen an einen 
einzelnen Käufer nicht abgegeben werden. 

Die Käufer dürfen das auf der Freibank er⸗ 
worbene Fleiſch nicht gewerbsmäßig weiter veräußern. 

An Perſonen, welche aus dem Verkauf von Fleiſch 
und von daraus hergeſtellten Nahrungsmitteln ein Ge⸗ 
werbe machen, insbeſondere an Fleiſcher, Wurſtmacher, 
Fleiſchwaarenhändler, Gaſt⸗, Schank⸗ und Speiſewirthe, 
ſowie Inhaber von Penſionaten darf Fleiſch aus der 
Freibank nicht verkauft, auch von ſolchen Perſonen 
weder ſelbſt noch durch Beauftragte erworben werden. 

§ 10. Fleiſch, welches nach Verweiſung auf die 
Freibank in Fäulniß übergegangen ift, oder beim Ber: 
kauf als genußuntauglich erkannt wird, wird auf An⸗ 
ordnung des Schlachthof⸗Inſpektors vernichtet. 

§ 11. Für das Abkochen des Fleiſches, für das 
Ausſchmalzen von Fett, ſowie für die Benutzung der 


Freibank zum Verkauf ſind die durch Gemeindebeſchluß 
feſtgeſetzten Gebühren zu entrichten. 

Wer dieſer Verordnung zuwiderhandelt, 
wird, ſoweit nicht nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Geldſtrafe bis zu 
30 Mk., an deren Stelle im Unvermögensfalle eine 
entſprechende Haft tritt, beſtraft. 

$.13. Dieſe Polizei⸗Verordnung tritt mit dem 
Tage ihrer Verkündigung in Kraft. 

Strasburg Wpr., den 18. Auguſt 1899. 

Die Polizei⸗Verwaltung. 

gez. Kühl. 

Der Polizei⸗Verordnung über die Ueberweiſung 
minderwerthigen Fleiſches auf die Freibank ertheile ich 
hierdurch meine Genehmigung. 

Marienwerder, den 20. September 1899. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

In Vertretung. gez. von Gizycki. 

Vorſtehende Polizei⸗Verordnung wird hiermit zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Strasburg, den 28. September 1899. 

Die Polizei⸗Verwaltung. 


10) Polizei⸗Verorduung. 
Auf Grund der SÉ 5 und 6 des Geſetzes über 
die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 und des 


§ 143 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 wird unter Zuſtimmung 
des Magiſtrats für den Umfang des Stadtbezirks 
Strasburg Wpr. Folgendes verordnet: 

§ 1. Wer die hieſige ſtädtiſche Schlachthaus⸗ 
anlage benutzt oder betritt, iſt verpflichtet, die Be⸗ 
ſtimmungen der von dem hieſigen Magiſtrat unterm 
25. Juli 1899 erlaſſenen Schlachthausordnung für 
Strasburg Wpr. zu befolgen. 

§ 2. Wer den in der Schlachthausordnung ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen zuwiderhandelt, wird, ſoweit 
er nicht auf Grund des Geſetzes, betreffend die Ein⸗ 
richtung öffentlicher Schlachthäuſer vom 18. März 1868 / 
9. März 1881 eine höhere Strafe verwirkt hat, mit 
Geldſtrafe bis zu 9 Mark oder Haft bis zu 3 Tagen 
beſtraft. 

§ 3. Dieſe Polizei ⸗ Verordnung tritt ſofort 
in Kraft. 

Strasburg Wpr., den 25. September 1899. 

Die Polizei⸗Verwaltung. 
11) Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiet. 

Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs. 
1. Heinrich Czermak, Fabrikarbeiter und Schuh⸗ 
macher, geboren am 9. Auguſt 1863 zu Paſek, 
Bezirk Starkenbach, Böhmen, ortsangehörig eben⸗ 
daſelbſt, wegen verſuchten Mordes (10 Jahre 
Zuchthaus, laut Erkenntniß vom 3. Juli 1889), 
von der Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft 
zu Bautzen, vom 5. Juni d. J. 
Franz Lariſch, auch Schlichtinger und Arwey, 
Schmied, angeblich vor 25 Jahren in Galizien 
geboren, öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen 


A 
IJ 


. Frank Bailey⸗ Allen, auch Frank Bud, 


„Otto Hochſtraſſer, Tagner, geboren am 13. 


. D. 
Joſeph Rösler, Glasbläſer und Fiſchereigehülfe, 


5 Maria Schweiberer, Dienſtmagd, ledig, ge⸗ 


` Johann Baptiſt Tircot, geboren am 24. Juni 


„Viktoria Welſer, geb. Donagata, Zimmer⸗ 


ſchweren Diebſtahls im Rückfalle (3 Jahre Zucht⸗ 
haus, laut Erkenntniß vom 28. Auguſt 1896), 
vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten 
zu Oppeln, vom 15. Mai d. J. 


mannsehefrau, geboren im Dezember 1869 zu 
Lipowiec, Bezirk Cieszanow, Galizien, ortsange⸗ 
hörig zu Wiſſoki Brzeg, Galizien, wegen gewerbs⸗ 
mäßiger Unzucht, vom Königlich preußiſchen Re⸗ 
RE Ee zu Oppeln, vom 15. Auguſt 


Ingenieur, geboren am 26. Dezember 1840 zu 
Philadelphia, ſtaatsangehörig nach den Vereinigten 
Staaten von Amerika, wegen ſchweren Diebſtahls, 
(10 Jahre Zuchthaus, laut Erkenntniß vom 21. 
September 1889), vom Königlich bayeriſchen Be⸗ 
zirksamt zu Kulmbach, vom 27. September d. J 


8. Ludwig Zohorna, Bäcker, geb. am 14. Auguſt 
1872 zu Wien, ortsangehörig zu Opocno, Bezirk 
Neuſtadt Böhmen, wegen Bettelns, vom König⸗ 
lich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu Breslau, 
vom 26. September d. J. 

9. Franz Fiala, Schneider, geboren am 3. De⸗ 
zember 1852 zu Schüttenhofen, Böhmen, orts⸗ 
angehörig zu Langendorf, ebenda, wegen Bettelns, 
vont Stadtmagiſtrat zu Würzburg, Bayern, vom 
15. September d. J. 

10. Franziska Hanzlik, geb. Publik, Müllers⸗ 
wittwe, geboren am 24. Auguſt 1835 zu Stachau, 
Bezirk Schüttenhofen, Bohmen, ortsangehörig 
ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, vom Königlich 
bayeriſchen Bezirksamt zu Miesbach, vom 22. Sep⸗ 
tember d. J. 

11. Maria Hanzlik, Fabrikarbeiterin, ledig, ge⸗ 
boren im Jahre 1866 zu Kleinſtüchau, Bezirk 
Schüttenhofen, Böhmen, ortsangehörig zu Stachau, 
ebenda, wegen Landſtreichens und Nichtabhaltens 
ihrer Kinder vom Betteln, vom Königlich baye⸗ 
riſchen Bezirksamt zu Miesbach, vom 22. Sep⸗ 


März 1870 zu Hägglingen, Kanton Aargau, 
Schweiz, ſchweizeriſcher Staatsangehöriger, wegen 
ſchweren und einfachen Diebſtahls (3 Jahre Zucht⸗ 
haus, laut Erkenntniß vom 17. Oktober 1896), 
vom Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, 
vom 23. September d. J. 

uf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs. 
Joſeph Kuntſcher, Schuhmacher, geboren im 
Juni 1834 zu Kunewald, Bezirk Neutitſchein, 
Mähren, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Land⸗ 
ſtreichens und Bettelns, vom Königlich preußiſchen 
Regierungs⸗Präſidenten zu Oppeln, vom 15. Auguſt 
d 


geboren am 9. Mai 1871 zu Niemes, Bezirk 
Böhmiſch⸗Leipa, Böhmen, öſterreichiſcher Staats⸗ 
angehöriger, wegen Diebſtahls, Landſtreichens und tember d. J. 
Bettelns, vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ Die Ausweiſung des Arbeiters Abraham Meyer 
Präſidenten zu Königsberg, vom 14. September aus dem Reichsgebiete (Zentral⸗Blatt für 1897 S. 203 
d. J Ziffer 6) iſt zurückgenommen worden. 

boren im Mai 1880 zu Feldkirchen, Bezirk Brau⸗ Gei Perſonal-Chronik. 

nau, Ober- Oeſterreich, öſterreichiſche Staats: Dem Kataſterſekretär, Rechnungsrath Gloy iſt 
angehörige, wegen Landſtreichens, Bettelns und ſaus Anlaß ſeines am 1. November d. Js. ſtattgehabten 
gewerbsmäßiger Unzucht, vom Königlich baye-|Austritts aus dem Staatsdienſte der Königliche Kronen⸗ 
riſchen Bezirksamt zu Laufen, vom 6. September Orden 3. Klaſſe Allerhöchſt verliehen worden. 

d. J Der Kataſter⸗Kontroleur Pfundt in Konitz iſt 
zum Vermeſſungsreviſor ernannt. 

Der Kataſterkontroleur, Steuerinſpektor Herhudt 
in Stuhm iſt auf ſeinen Antrag mit dem 1. No⸗ 
vember d. Is. in den Ruheſtand verſetzt und die Ver⸗ 
waltung des Kataſteramtes daſelbſt dem zum Kataſter⸗ 
kontroleur ernannten Kataſterlandmeſſer Jahn aus 


Georg Bauer, Steinhauer, geb. am 9. Auguſt 
1868 zu Münſter, Ober⸗Elſaß, ortsangehörig zu 
Montbéliard, Departement Doubs, Frankreich, 
wegen Landſtreichens und Bettelns, vom Kaiſer⸗ 
lichen Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, vom 25. Sep⸗ 
tember d. J. 


„ Philomene Hürle, geboren am 4. Februar Schleswig übertragen worden. 


1882 zu Reims, Departement Marne, Frankreich, Perſonal⸗Veränderungen im Bezirk des 

franzöſiſche Staatsangehörige, wegen gewerbs⸗ Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder 

mäßiger Unzucht, vom Kaiſerlichen Bezirks⸗ pro Monat Oktober 1899. 

Präſidenten zu Straßburg, vom 23. September Ernannt: 1. Landgerichtsrath Cornelius in Danzig 

Das, zum Oberlandesgerichtsrath in Breslau, 

2. Landgerichtsrath Burdach in Konitz zum Ober⸗ 
landesgerichtsrath in Königsberg, 

3. Landgerichtsrath Loſſau in Graudenz zum 
Landgerichtsdirektor in Lyck, 

4. Landgerichtsrath Dr. Hartwig in Elbing und 
Braun ebenda zu Landgerichtsdirektoren in 
Danzig, 


1856 zu Lanfains, Departement Cötes⸗du⸗Nord, 
Frankreich, franzöſiſcher Staatsangehöriger, wegen 
Landſtreichens und Bettelns, vom Kaiſerlichen 
Bezirks⸗Präſidenten zu Metz, vom 21. September 
d 
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. Landgerichtsrath Spener in Halberſtadt zum 
Oberlandesgerichtsrath in Marienwerder, 

. Gerichtsaſſeſſor Seyffarth in Braunsberg 
zum Landrichter in Thorn, 

7. Gerichtsaſſeſſor Bresler in Graudenz zum 
Landrichter in Graudenz, 

. Gerichtsaſſeſſor Dr. Philipſen in Strasburg 
und Gerichtsaſſeſſor Spiller in Culm zu 
Amtsrichtern in Dirſchau, 

. Gerichtsaſſeſſor Dr. Kutſch in Elbing zum 

Amtsrichter in Culmſee, 

Gerichtsaſſeſſor Schröder in Löbau zum Land⸗ 

richter in Konitz, 

. Gerichtsaſſeſſor Pankau in Thorn zum Amts⸗ 

richter in Konitz, 

Gerichtsaſſeſſor Tzſchoppe in Danzig zum 

Amtsrichter in Schwetz, 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Magdalinski in Stolp 

und Gehrmann in Danzig zu Amtsrichtern 

in Mewe, 

Gerichtsaſſeſſor Rietzko w in Swinemünde zum 

Landrichter in Konitz, 

. die Referendare Dr. Erdmann, Schramm, 
Uebe und Tesmer in Danzig zu Gerichts⸗ 
aſſeſſoren, 

Rechtskandidat Hans Karlewski in Klecewo 

zum Referendar unter Ueberweiſung an das 

Amtsgericht in Chriſtburg, 

Hülfsgefangenaufſeher Wohlgemuth in Schwetz 

zum Gefangenaufſeher. 

Verſetzt: 1. Amtsrichter Kalbfleiſch in Roſenberg 

an das Amtsgericht in Danzig, 

Amtsrichter Kuke in Dirſchau an das Amts⸗ 

gericht 1 in Berlin, 

Amtsrichter Dr. Cohn in Mewe als Land⸗ 

richter an das Landgericht in Graudenz, 

Landrichter Schönfeld in Schneidemühl an 

das Landgericht in Danzig, 

5. Landrichter Heinrich in Konitz an das Land⸗ 
gericht in Thorn, d 
Staatsanwalt Ziegner in Tilſit an das 

Landgericht in Danzig. 

Zugelaſſen: 1. Gerichtsaſſeſſor Zander in Konitz zur 
Rechtsanwaltſchaft bei dem Amts- und dem Land⸗ 
gerichte in Danzig, 

2. Gerichtsaſſeſſor Aſcher in Culm zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft bei dem Amtsgerichte in Schönlanke. 

In den einftweiligen Ruheſtand verſetzt: 1. Oberlandes⸗ 

gerichtsrath, Geheimer Juſtizrath Ryll in Ma⸗ 

rienwerder, 

die Landgerichtsdirektoren, Geh. Juſtizrath 

Vollmar und Arndt in Danzig, 

die Landgerichtsräthe Kanter, Voß, Mih⸗ 

Leit und Göritz in Danzig, 


die Amtsgerichtsräthe, Geh. Juſtizrath Saage 
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2. 


3. 


4. 


6. 


Verſtorben: 1. 


und Hake in Danzig, 

5. die Landgerichtsräthe Friemel in Konitz und 

Schultz in Thorn. 

Penſionirt: 1. Amtsgerichtsrath Koſſack in Culm, 

2. Gerichtsſchreiber, Dolmetſcher Idzkowski in 

Neumark, 

3. Gerichtsdiener Stuhm in Neumark. 
Amtsgerichtsnakch Weckwarth in 
Danzig, 

Amtsrichter Gehrt in Schlochau, 
Gerichtsſchreiber Lucka in Lautenburg 
Matz in Pr. Stargard, 

„Gerichts vollzieher Fagotzki in Danzig, 
. Gerichtsdiener Ehlert in Marienwerder. 

Der Königliche Oberförſter Haſenhauer in 
Tuchel iſt zum Forſtamtsanwalt für den Bezirk des 
neuen Forſtreviers Taubenfließ und der Forſtamts⸗ 
anwalt in' Schwiedt zu feinem Vertreter ernannt worden. 

Der Oberförſter Schäfer in Krauſenhof iſt 
zum Stellvertreter des Forſtamtsanwalts in Neuenburg 
ernannt worden. 

Der Königliche Oberförſter Wrede iſt zum Forſt⸗ 
amtsanwalt für den Bezirk des Forſtreviers Gildon 
ernannt worden. 

Verſetzt iſt der Poſtſekretär Kiehlmann von 
Dt. Krone nach Berlin. 

Dem Curatus bei der Provinzial: Beſſerungs⸗ 
und Landarmen⸗Anſtalt Franz Berendt zu Konitz 
iſt die erledigte Pfarrſtelle an der katholiſchen Kirche 
zu Vandsburg im Kreiſe Flatow verliehen worden. 

Dem Fräulein Erna Seemann in Wildungen, 
Kreis Schlochau, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dies⸗ 
ſeitigen Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin thätig 


zu ſein. 
18) Erledigte Schulſtellen. 

Die Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu Neubrück, 
Kreis Graudenz, wird zum 1. Dezember d. Is. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Komorowski zu Leſſen zu melden. 

Die Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu Ernſt⸗ 
rode, Kreis Thorn, wird zum 16. November 1899 
erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Dr. Thunert zu Culmſee zu melden. 

Eine Lehrerſtelle an der Stadtſchule in Schönſee 
wird zum 1. Dezember cr. erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Rohde in Schönſee zu melden. 


und 


Ne 


(Hierzu eine Sonderbeilage und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 45.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. 


Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckerei. 


